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RECHT UND STEUERN

Im Dezember 2013 
dachte der Inter-
na t ionale  Wäh-
rungsfonds (IWF) 
l a u t  ü b e r  e i n e 
einmalige Vermö-
gensabgabe von 
10 Prozent nach. 
Mit dem Geset-
zesdekret 8/2014 
vom 4. Juli über 
„dringende Maß-
nahmen zur För-
derung des Wachs-
tums, der Wettbe-

werbsfähigkeit und der Effi zienz“ 
hat Spanien – „zufälligerweise“ 
mitten im WM-Trubel – als ers-
tes EU-Land eine landesweite 
„Sparersteuer“ eingeführt und 
damit einen Schritt in die vom 
IWF angedachte Richtung getan: 
Rückwirkend zum 1. Januar 2014 
werden alle Bankeinlagen in der 
viertgrößten Ökonomie des Kon-
tinents einer Abgabe von 0,03 
Prozent unterworfen.
 Diese Steuer ist kein sponta-
ner Einfall, technisch gesehen hat 
die Regierung den impuesto sobre 
los depósitos auch nicht einge-
führt, sondern lediglich angeho-
ben. Die Vorgeschichte geht so: 
Sechs spanische Regionen – die 
Kanaren gehörten dazu, die Bale-
aren nicht – schöpften bereits eine 
Bankeinlagensteuer ab. Madrid 
aber bereitete diesem Treiben 
mit einer auf null Prozent ange-
setzten landesweiten Abgabe per 
1. Januar 2013 ein Ende. Weil 
nicht zwei Behörden dieselbe 
Steuer erheben können, wurden 
damit die  regionalen Banksteuern 
deaktiviert, womit vorerst nie-
mand in Spanien diese Abgabe 
bezahlte. Deshalb lautet heute die 
offi zielle Begründung, die Anhe-
bung von null auf 0,03-Prozent sei 
dazu gedacht, die fi nanziell klam-
men „Comunidades Autónomas“ 
für ihren Einnahmeausfall zu ent-
schädigen, und nicht, um neue 
Einnahmequellen zu erschließen.
 Die gesamten Einlagen in 
Spaniens Geldinstituten belaufen 
sich nach Angabe der Banco de 
España auf 1,43 Billionen Euro. 
Die Einlagensteuer soll etwa 400 
Millionen Euro einbringen. Aller-
dings kommt die Einführung der 

Maßnahme trotz der Ablenkung 
durch die Fußball-WM zu einem 
psychologisch ungünstigen Zeit-
punkt: Gerade wurde bekannt, 
dass die Rettung der Catalunya 
Banc den Steuerzahler 12 Milliar-
den Euro gekostet hat, die mit der 
soeben vereinbarten Übernahme 
des Geldinstituts durch die BBVA 
unwiederbringlich verloren sind. 
Ein Schwarzes Loch, das rein 
rechnerisch die Einnahmen von 
30 Jahren Bankeinlagensteuer 

auffrisst, bevor noch der erste 
Cent eingenommen wurde.
 Das Empörungspotenzial ist 
trotzdem gering. Die Abgabe 
wird nicht von den Sparern, son-
dern von den Banken abgeführt, 
wovon übrigens auch die spani-
schen Niederlassungen ausländi-
scher Banken betroffen sind. Und 
es trifft den Normalverbraucher 
ebenso wie die Geldkonten gro-
ßer Konzerne. Jeweils im Juli des 
Folgejahres muss jedes spanische 

Bankinstitut anhand der Monats-
salden den Jahresdurchschnitt 
aller Geldeinlagen errechnen und 
darauf global die genannte Steuer 
abführen.
 Natürlich werden sich die Ban-
ken schadlos halten, etwa in Form 
erhöhter Kontoführungsprovisi-
onen oder gesenkter Guthabens-
zinsen. Inwieweit 0,03 Prozent 
genug sind, um als Gegenmaß-
nahme eine Vermögensumschich-
tung ins Ausland vorzunehmen, 

ist fraglich. Ärgerlich für Unter-
nehmen ist, dass bei diesem Griff 
in die Bankguthaben Passiva nicht 
gegengerechnet werden können. 
Insgesamt wird das klassische 
Geldkonto bei der Bank wieder 
ein Stück weniger rentabel.
 Die Stoßrichtung aller Sparer-
steuern ist klar: Die Besitzer von 
Bankeinlagen sollen ihren Beitrag 
dazu leisten, die überbordenden 
Staatsschulden abzutragen. Nach 
einem Szenario der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) würde 
eine einmalige Abgabe von zehn 
Prozent auf alle Guthaben genug 
einbringen, damit alle Staaten der 
Währungsunion ihre Verbindlich-
keiten auf ein erträgliches Niveau 
zurückführen könnten. Sämtliche 
Institute der Euro-Zone weisen 
nach Angaben der EZB insgesamt 
8,193 Billionen Euro an Kunden-
einlagen auf. Dies entspricht fast 
genau der Höhe aller Staatsschul-
den der Währungsunion.
 Spanien gehört zu deren am 
höchsten verschuldeten Ländern: 
Die Verbindlichkeiten belaufen 
sich auf rund 100 Prozent der jähr-
lichen Wirtschaftsleistung. Die 
Einnahmen aus der Bankeinlagen-
abgabe sollen nun helfen, die 
erwarteten Einnahmeverluste auf-
grund der Senkung anderer Steu-
ern wie der Körperschaftsteuer 
für Unternehmen oder der Ein-
kommensteuer für Arbeitnehmer 
auszugleichen. Das Ziel letzterer 
Reformen ist, Konsumaus gaben 
und die Investitions tätigkeit 
anzuregen und somit einem noch 
müden Aufschwung Beine zu 
machen.
 Es bleibt abzuwarten, wie sich 
nunmehr die anderen EU-Regie-
rungen verhalten. Der Vermögens-
beitrag von 0,03 Prozent könnte 
der Anfang einer Spirale sein. 
Denn nur durch eine schleichende 
Enteignung der Sparer – die Poli-
tiker sprechen von einer Vermö-
gensabgabe – kann nach Meinung 
vieler Politiker die Schuldenkrise 
unter Kontrolle gebracht werden.
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